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Die Unsicherheit der Inneren Sicherheit.
Einige Bemerkungen zur legislativen. Reaktion auf Terrorismus.
Sebastian Scheerer
1 .¦ Legislative Sequenzen.
Zu den typischen Elementen staatlicher Reaktion auf Terrorismus
gehört das Tätigwerden der gesetzgebenden Körperschaften:
In Deutschland folgten gesetzgeberische Maßnahmen mit den
Konturen der heutigen Anti-Terrorismus-Gesetzgebung
- auf die Ermordung A.v.Kotzebues durch K.Sand, 1819
- auf die Verwundung Wilhelms I. durch K.Nobilin, 1878
- auf den Mord an M.Erzberger und W.Rathenau durch Rechts¬
radikale, 1921/22
- auf den Reichstagsbrand, 1933 (in Form einer Verordnung).
In Frankreich folgten gesetzgeberische Maßnahmen mit ähn¬
lichen Konturen
- auf die Ermordung des bourbonischen Thronfolgers, 18 2o
- auf den "coup de revolver" Fourniers, 1882
- auf das Attentat auf die Deputiertenkammer durch
A. Vaillant, 1893
- auf die Erdolchung des Staatspräsidenten durch Santo
Jeronimo Caserio, 1894.
Diese Anti-Terrorismus-Gesetze weisen eine Reihe gemeinsamer
Merkmale auf, deren wichtigste sich auf die Art ihres Zustande¬
kommens und ihren Inhalt beziehen.
Zustandekommen:
Im Gegensatz zu "normalen" und selbst "eilbedürftigen" (Straf-)
Gesetzen, deren administrative Formulierung und parlamentarische
Beratung gemeinhin sich über einen Zeitraum von einem Jahr bis
zu mehreren Legislaturperioden erstreckt, werden Anti-Terroris¬
mus-Gesetze (kurz: ATG) in einem in Friedenszeiten einmaligen
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Tempo ersonnen, formuliert, beraten und verabschiedet. Häufig
bedarf es nur Wochen oder weniger Tage, wenn auf Druck der Re¬
gierung die legislatorischen Beratungen auf ihr prozedurales
Skelett reduziert werden:
- Von Vaillants Attentat auf die Chambre des Deputes bis
zur Verabschiedung der beiden ersten "lois des scelerats"
dauerte es nur zwei Tage. Ober das dritte, der Ermordung
Carnots folgende, mußten die Abgeordneten abstimmen, ohne
es zuvor gelesen zu haben. So eilig war die Verabschie¬
dung, daß der Wortlaut des Gesetzesentwurfs lediglich
vorgelesen wurde.
- Das sog. Kontaktsperregesetz wurde vom Bundeskanzler vor
der SPD-Fraktion lediglich durch den Hinweis erläutert,
es liege da ein Gesetz auf dem Tisch, "das wir brauchen"
- und die Begründung würde später folgen.
Die exekutive Oberformung des legislativen Prozesses verweist
auf eine partielle Entdifferenzierung des politischen Entschei¬
dungssystems in Situationen terroristischer Bedrohung. Tenden¬
ziell, wenngleich weniger offensichtlich, wird auch die Judika¬
tive Opfer exekutiver Aufhebung der Gewaltenteilung:
- Die dem Kontaktsperregesetz vorangehende exekutive Anord¬
nung der Kontaktsperre wurde von Gerichten in Frankfurt
und Stuttgart wie auch vom Ermittlungsrichter des Bun¬
desgerichtshofs in Karlsruhe für unzulässig erklärt;
hierauf wiesen die Justizminister der Länder ihre Unter¬
gebenen an, diese Gerichtsentscheidungen zu ignorieren.
Die Schnelligkeit, mit der ATGs Zustandekommen, ist also als
Resultat einer punktuellen Aufhebung der üblichen Gewalten¬
teilung in Situationen terroristischer Bedrohung anzusehen.
Ein weiterer bemerkenswerter Umstand liegt in der "sequentiel¬
len" Produktion von ATGs. Mit einiger Wahrscheinlichkeit ent¬
spricht zeitlich eng aufeinanderfolgenden terroristischen Akti¬
vitäten ein ähnliches Muster gesetzgeberischer Bemühungen.
Nicht selten lassen sich Anschläge und Gesetze in einem symboli¬
schen Schlagabtausch vergleichen. Dies gilt z.B. für die fran¬




Inhaltlich stellen solche legislativen Sequenzen eine schubwei¬
se Vorverlagerung staatlicher punitiver Handlungsrechte dar.
Die ersten Gesetze betreffen zumeist noch den präsumtiven Täter,
dessen Strafbarkeit sie vom Versuchs- in den Vorbereitungs-,
Unternehmens- oder noch entferntere Stadien vorverlegen. Eine
entsprechende Erweiterung der Strafbarkeit der Gehilfen erhöht
das Risiko, mit dem (auch nur präsumtiven oder potentiellen)
Täter eine aktive Koalition einzugehen (Baretta). Dem Koalitions¬
verbot folgt das Sympatiiieverbot, das sich nicht mehr an den
Täter oder Gehilfen, sondern tatunabhängig an die Öffentlich¬
keit als Publikum der Auseinandersetzung zwischen Staat und
terroristischen Herausforderern wendet:
- Die Universitäts- und Preßgesetze, die im Gefolge der
Karlsbader Beschlüsse von 1819 erlassen wurden, sollten
dafür sorgen, daß die Kommunikation "untergrabender Leh¬
ren" durch Hochschule und Zeitungen "nicht Stoff zur
ferneren Aufregung der Gemüther" geben könne (1).
- Das Sozialistengesetz diente dazu, die Aufforderung zum
Umsturz der bestehenden Staats- oder Gesellschaftsord¬
nung durch Reden, aber auch durch nur symbolisch assozi¬
ierte Aktivitäten wie Umzüge, öffentliche Festlichkeiten
etc., daneben aber auch radikal-oppositionelle Druckwer¬
ke zu verhindern.
- Das Republikschutzgesetz von 1922 erklärte die Strafbar¬
keit der Verherrlichung von Gewalttaten gegen Regierungs¬
mitglieder, von Beschimpfungen und Herabwürdigungen der
Republik, enthielt daneben aber auch Bestimmungen über
das Verbot damit zusammenhängender Versammlungen, Ver¬
einigungen und Druckschriften.
- Inhaltsgleich hieß es in der 'VO des Reichspräsidenten
zum Schutze des deutschen Volkes' v. 14.2.33, daß be¬
straft wird, wer Druckschriften herstellt, verbreitet
oder vorrätig hält, die ihrerseits eine strafbare Auf¬
forderung oder Anreizung zu Gewalttätigkeiten enthalten.
- Nach § 88a StGB macht sich strafbar, wer eine Schrift
"verbreitet, öffentlich aufstellt, anschlägt, vorführt
oder sonst zugänglich macht oder herstellt, bezieht, lie¬
fert, vorrätig hält, anbietet, ankündigt, anpreist, in
den räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes einzu¬
führen oder daraus auszufahren unternimmt" - um deren
Verwendung zu ermöglichen.
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Was für den Inhalt des deutschen ATGs gesagt werden kann (2),
das gilt auch für die Zielrichtung der französischen (3) und
anderer westeuropäischer (4) Gesetze. Alle richten sich gegen
den (präsumtiven oder potentiellen) Aktivisten als Handlungs¬
verbot, gegen den (präsumtiven oder potentiellen)Gehilfen als
Koalitionsverbot und schließlich gegen jeden einzelnen Dritten
als Sympathieverbot. Entsprechend dem Austausch der legislativ
angesprochenen Zielgruppe tritt der Eingriff in die Kommunika¬
tion gegenüber dem Eingriff in die (rechtsgutverletzende) Hand¬
lungssphäre in den Vordergrund: aus Verletzungstatbeständen wer¬
den mit der sich entwickelnden legislativen Sequenz Organisa-
tions-,Unternehmens-, Vorbereitungs-, Verabredungs- und schließ¬
lich Diskussionsdelikte und Literaturstraftaten.
2. Politische Auslösesituation: der "symbolische Belagerungs¬
zustand
ATGs werden nur dann erlassen, wenn das politische Entschei¬
dungssystem auf eine für die Bevölkerung glaubhafte Weise die
durch terroristische Anschläge geschaffene Situation als un¬
mittelbaren schweren Angriff auf den Bestand des sozialen Sy¬
stems definieren kann. Diese unmittelbare Bestandsbedrohung
zerfällt folglich in eine Verhaltens- und eine Definitionskom¬
ponente.
2.1. Verhaltenskomponente:
Als zumindest nach ihrem Selbstverständnis konsequente Ausfor¬
mulierungen der auch vom bürgerlichen Staat geteilten Werte
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit stellen anarchistische,
sozialistische und kommunistische Literatur- und Arbeiterbewe¬
gung eine andauernde, wenngleich zumeist latente Infragestel¬
lung des staatlichen Herrschaftsanspruchs dar. Zumindest für
die sich ahistorisch verstehenden, an Vorstellungen einer prä¬
stabilen Ordnung orientierten Subsysteme stellen die in diesen
Ideologien und Bewegungen verkörperten "legenentwürfe" oder
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"konkreten Utopien"(Bloch) eine als bedrohlich erfahrene Her¬
ausforderung dar.
Im Attentat - dessen instrumenteil funktionsstörende Wirkung .
gleich Null ist
- schlägt die latente Infragestellung in die
symbolische Verletzung der inneren Souveränität des Staates um.
Weniger im Bewußtsein des politischen Entscheidungssystems (5)
als in den Augen der Öffentlichkeit führt die symbolische Ne¬
gation des Herrschaftsanspruchs der Regierenden durch die pro¬
vozierende Verletzung des Gewaltmonopols zum Eindruck einer
"Schwäche" des Staates, d.h. einer Problematisierung von dessen
Fähigkeit und Bereitschaft, die elementaren Sicherheitsbedürf¬
nisse der Mitglieder des sozialen Systems zu befriedigen. Der
terroristische Augenblickserfolg liegt darin, daß das bis da¬
hin stillschweigend vorausgesetzte und daher effektive staat¬
liche Gewaltmonopol für einen Moment symbolisch durchbrochen
und damit enttabuisiert wird; ist es aber erst einmal zum öf¬
fentlichen Gesprächsgegenstand gemacht, steht es gleichsam zur
Disposition von Interessengruppen und verliert über das Abbrök-
keln der generalisierten Folgebereitschaft ganzer Bevölkerungs¬
gruppen an Geltung.
Wo eine symbolische Verletzung nicht, nur mittelbar oder nicht
intensiv genug auftritt, vermögen auch Bemühungen auf der De¬
finitionsseite keine Situation des "symbolischen Belagerungs¬
zustands" zu schaffen; gelingt dies nicht, so verschlechtern
sich aber auch die Chancen für die Durchsetzung von ATGs:
- Das überaus schlecht geplante und auch für den Kaiser
nach dessen eigener Vorstellung wenig bedrohliche
Hödel-Attentat vom Mai 1878 ließ keine Wahrnehmung
belagerungsähnlicher Bestandsgefährdung aufkommen. Der
Kaiser verbrachte den Abend wie gewohnt in Familie und
Öffentlichkeit. Oberall wo er auftauchte, erhoben sich
die Anwesenden und sangen "Deutschland, Deutschland,
über alles ..."(6)
- Die Ermordung des französischen Staatspräsidenten wurde
1894 in Deutschland ebenso wenig als Bedrohung empfun-
. den wie .
- Das Erstarken der Sozialistischen Internationale vor der
Ära der Attentate in den 187oern.
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In allen drei Situationen mußten die Versuche der Reichskanzler,
ihreAnti-Terrorismus-Gesetzentwürfe durch das Parlament zu brin¬
gen, scheitern.
2.2. Definitionskomponente:
In Oberzeichnung der Definitionskomponente findet sich die Be¬
hauptung, daß "das Gigantische" der terroristischen Bedrohung
ausschließliches Produkt "einer sich 'freiwillig' gleichschal¬
tenden Meinungsindustrie und des imposant theatralischen Ge¬
habes des Regierungsapparates" sei (7). Nichtsdestoweniger ist
die terroristische Bedrohung auch Gegenstand und Resultat di¬
vergenter Situationsdefinitionen seitens konkurrierender Teile
des politischen Entscheidungssystems.
Für etatistische, auf die Stärkung staatlicher Zwangsbefugnisse
gegenüber dem Bürger orientierte Teilsysteme ("autoritäre Par¬
teien") stellt Terrorismus eine Möglichkeit der Ressourcenmobi¬
lisierung gegenüber konkurrierenden Gruppierungen, insbesondere
liberalen und sozialdemokratischen Parteiungen, dar. Gegenüber
letzteren wirkt eine etatistische Gesetzesvorlage im symboli¬
schen Belagerungszustand als Zwickmühle: ob sie einer Vorlage
zustimmen oder sie ablehnen, immer ergibt sich eine Veränderung
der Binnenstruktur des politischen Entscheidungssystems zuun¬
gunsten interner Innovationsbestrebungen.
- Nachdem die Liberalen Bismarcks erster Anti-Terrorismus-
Vorlage die Zustimmung verweigert hatten, konnte der
Reichskanzler sie "als Sympathisanten der Sozialdemo¬
kratie und damit als Helfershelfer der Terroristen" dis¬
qualifizieren^) und zugleich sich "von der Verantwor¬
tung für Mangel der Abhülfe" freimachen (9). Um größere
Verluste im Wählerpotential zu vermeiden, stimmten die
Liberalen nach einem weiteren Attentat und einer erheb¬
lichen Wahlniederlage der zweiten Anti-Terrorismus-Vor¬
lage gegen ihre politischen Ober Zeugungen zu.
- Ähnlich folgte die sozialliberale Regierungskoslition
nolens volens der von den politischen Konkurrenten vor¬
gezeichneten Linie rechtspolitischer Imperative.
Aus der Perspektive der Entscheidungsinstanzen verdankt sich
der parlamentarische Erfolg der ATG daher dem Funktionsmechanis-
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mus einer "etatistischen Zwickmühle", mittels derer die Binnen¬
struktur des Entscheidungssystems eine Verschiebung in Richtung
auf die Erweiterung der staatlichen Eingriffsbefugnisse erfährt.
3. Politische Wirkung
Im Innern des Entscheidungssystems wird durch die ATG eine Ver¬
änderung des Verhältnisses konkurrierender Gruppen ausgedrückt
und verstärkt.
Nach außen dient sie der "Heilung" der symbolischen Verletzung
des Gewaltmonopols durch die zwangsweise Durchsetzung eines po¬
litischen Loyalitätsanspruchs. Die Eignung der ATG zur Steuerung
der Konsenserzeugung läßt sich anhand eines Modells einer kon¬
zentrischen Erweiterung der Strafbarkeitszonen erläutern:
Im ersten und zweiten Kreis werden über Versuch und Voll¬
endung von Rechtsgutverletzungen hinaus auch Vorbereitungs¬
verhandlungen und die Schaffung der Voraussetzungen für
Vorbereitungsverhandlungen kriminalisiert.
Im dritten Kreis wird die Strafbarkeit des Anstifters und
•Helfers durch die materielle und formelle Durchbechung des
Akzessorietätsgrundsatzes erweitert.
Im vierten Kreis folgt dem Koalitions- und dem Assoziations¬
verbot das Sympathieverbot: schon wer Rechtsgutverletzungen
billigt oder rechtfertigt, fällt der strafgesetzlichen
Ächtung anheim. Statt der terroristischen Gewalttäter ste¬
hen Lehrer und Professoren, Drucker und Schriftsteller im
Vordergrund strafrechtlicher Verhaltensregeln.
Im fünften Kreis wird aus dem Verhaltensverbot ein zu po¬
sitivem Handeln verpflichtendes Gebot, die ärztliche und
rechtsanwaltliche Schweigepflicht und das Recht jedermanns,
sich gegenüber den Instanzen auf das eigene Legalverhalten
zu beschränken, werden in eine Anzeigepflicht umgewandelt.
Nicht nur die Sympathie mit dem Systemgegner, auch schon
die'Neutralität soll eliminiert werden.
Darüber hinaus werden im sechsten Kreis die Institutionen
des Staates dazu veranläßt, die ratio legis in ihrem Be¬
reich mit mehr Nachdruck durchzusetzen. Als Transmissions¬
riemen in den Raum der informellen Sozialnormen nehmen sie
einen wichtigen Platz ein:
- Gegen Gerichtsreferendare, die während einer Gedenkminute
für die Opfer des Terrorismus auf ihren Plätzen geblieben
waren, werden Disziplinarverfahren angestrengt, ein Per¬
sonalrat in Berlin-Spandau erhält aus demselben Grund die
Kündigung.
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- Eine Studienrätign Seh. verteilt, um "neben den vielen
positiven auch einmal eine kritische Stimme" vorzustel¬
len, einen Artikel, in dem Leben und Werk eines entführ¬
ten Opfers des Terrorismus kritisch gewürdigt werden. Ob¬
wohl keine Straftatbestände erfüllt sind, schalten sich
aufgrund einer Schülerdenunziation Arbeitgeberverbände,
Schulleitung und Presse ein. Mehrere Familien mit dem¬
selben Nachnahmen werden von anonymen Anrufern beschimpft
und bedroht, so daß sich die Presse schließlich zu der
Meldung gezwungen sieht, daß weder die Studienrätin Seh.
noch etwaige Verwandte "in unserem Gebiet" wohnhaft
seien (1o).
Schließlich zeigt sich die Wirkung des gesetzlich vermit¬
telten "coereive consensus" in der Drittwirkung förmlicher
Verstärkung der herrschenden Sozialnormen. Im sisbten
Kreis führt die ATG zu einer drastischen Erhöhung des Ri¬
sikos, Dissens mit den herrschenden Normen und Werten auch,
im staatsfreien Raum zu artikulieren:
- Weil er ein Opfer des Terrorismus im Kollegenkreis be¬
schimpft hatte, forderte die Belegschaft beim Betriebs¬
rat die Entlassung des Jugendvertreters. Obwohl derar¬
tige Ausdrücke vor der Entführung des Opfers gang und
gäbe waren, sind die Kollegen mit Sanktionen nunmehr
schnell bei der Hand. "Wenn das bei uns in der Rohr¬
schlosserei gewesen w'ire, dann hätten wir den in die
Ecke gestellt und mit Rohren bearbeitet", meint einer(11).
4. Die innere Unsicherheit der Inneren Sicherheit
Verdanken die ATG ihren parlamentarischen Erfolg der "etatisti-
schen Zwickmühle", so stammt ihre Effektivität gegenüber poli¬
tisch radikalen und innovativen Randgruppen aus dem Einschüch¬
terungsmechanismus hoher Sanktionsäntizipationen innerhalb des
Kreises der politisch Betroffenen, wo diese einen Oberschuß an
Anpassungsleistungen verursachen.
Die so erzeugte Zwangsloyalität dient der symbolischen Heilung
des verletzten Gewaltmonopols und damit der Wiederherstellung
einer erosionsgefährdeten generalisierten Folgebereitschaft ge¬
genüber dem politischen Entscheidungssystem. Die ATG erweist
sich insofern als funktional für die Sicherung institutionali¬
sierter Herrschaftsinstanzen. Der Konsens dürfte sich jedoch .
unter den Bedingungen des politischen Pluralismus mit Zeitab¬
lauf eher als kontraproduktiv für die Selbstlegitimation des
politischen Entscheidungssystems erweisen.
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Zvang als gesellschaftliches Steuerungsmittel führt häu¬
figer als originäre Konsensbildung zur Ausweitung von
Gegenmacht. Dies zumindest dann, wenn die Unterdrückung
des radikalen Dissenses nicht vollständig, hart und per¬
manent ausfällt. Nie wieder in ihrer Geschichte hatte die
SPD so hohe Mitglieder-Zuwachsraten zu verzeichnen wie
während des Sozialistengesetzes.
Die Blockade von Kommunikationsmöglichkeiten begünstigt
die Radikalisierung einzelner Abspaltungen größerer so¬
zialer Bewegungen: so verdankt die anarchistische Ar¬
beiterbewegung in Deutschland ihre Entstehung ebenfalls
mittelbar dem Sozialistengesetz.
Darüber kann es zur Bildung von politischen Rückzugs¬
oder Alternativkulturen kommen, die ebenfalls ein dele¬
gitimierendes Potential darstellen.
Unter den Bedingungen des politischen Pluralismus ist eine Auf¬
rechterhaltung erzwungenen Konsenses auf Dauer nicht möglich.
Wie für ihre Entstehung, so ist der "Belagerungszustand" auch
Bedingung für die anhaltende Implementierung von ATGs. Mit dem
Verschwinden der terroristischen Bedrohung werden die Ausnahme¬
normen tendenziell obsolet und Revisionen unterworfen. Wo dies
nicht der Fall ist, liegt der Keim zur Oberwindung der ATGs in
den durch sie produzierten Gruppen mit delegitimierendem Po¬
tential.
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